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1. Bundesregierung kündigt umfangreiche Entlastungen an 

Neben dem Vierten Corona-Steuerhilfegesetz bzw. Steuerentlastungsgesetz 2022 hat sich der 
Koalitionsausschuss zuletzt am 23.3.2022 vor dem Hintergrund der stark steigenden Preise für Energie 
auf zehn Entlastungsschritte (Entlastungspaket Energie) verständigt, die kurzfristig in verschiedenen 
Gesetzesvorhaben umgesetzt werden sollen: 
 

 Wegfall der EEG-Umlage: Angesichts der gestiegenen Strompreise für Verbraucher und die 
Wirtschaft soll die EEG-Umlage bereits zum 1.7.2022 entfallen. Damit sichergestellt ist, dass die 
Umlageabsenkung i.H.v. 3,723 ct/kWh im zweiten Halbjahr 2022 zu einer spürbaren Entlastung von 
Endverbrauchern bei den Stromkosten führt, enthält das Gesetz Regelungen zur Weitergabe der 
Absenkung. Stromlieferanten werden in den jeweiligen Vertragsverhältnissen zu einer 
entsprechenden Absenkung der Preise zum 1.7.2022 verpflichtet. 

 

 Heizkostenzuschuss: Beschlossen wurde ein einmaliger Heizkostenzuschuss u.a. für Empfänger 
von Wohngeld und nach dem Bundesausbildungsförderungsgesetz (BAföG) und dem 
Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetz Geförderte sowie Beziehende von Berufsausbildungsbeihilfe 
und Ausbildungsgeld. Für Wohngeldberechtigte (Bezugszeitraum Oktober 2021 bis März 2022 – für 
mindestens einen Monat) beträgt der Zuschuss 270 € (ein berücksichtigtes Haushaltsmitglied) bzw. 
350 € (zwei berücksichtige Haushaltsmitglieder), für jedes weitere berücksichtigte Haushaltsmitglied 
zusätzlich 70 €. Studierende und Auszubildende, die staatliche Hilfen erhalten (Bezugszeitraum 
s.o.), erhalten einmalig 230 €. Alle Berechtigten sollen den Zuschuss ohne Antragstellung erhalten. 
Der Heizkostenzuschuss soll im Sommer gezahlt werden. 

 

 Energiepreispauschale: Allen einkommensteuerpflichtigen Erwerbstätigen (Steuerklassen 1-5) soll 

einmalig eine Energiepreispauschale i.H.v. 300 € als Zuschuss zum Gehalt ausgezahlt werden. Der 
Zuschlag soll unabhängig von den geltenden steuerlichen Regelungen (Pendlerpauschale, 
Mobilitätsprämie, steuerfreie Arbeitgebererstattungen, Job-Ticket) gewährt werden. Die Auszahlung 
soll über die Lohnabrechnung des Arbeitgebers bzw. des Dienstherren erfolgen, bei Selbständigen 
über eine einmalige Senkung ihrer Einkommensteuer-Vorauszahlung. Die Pauschale soll allerdings 
der Einkommensteuer unterliegen, was Geringverdiener tendenziell mehr entlastet. Allerdings steht 



noch nicht fest, wann dieser Betrag zur Auszahlung kommen soll. 
 

 Erhöhung des Arbeitnehmerpauschbetrags: Um Arbeitnehmer zu unterstützen, soll der 
Arbeitnehmerpauschbetrag rückwirkend ab dem 1.1.2022 um 200 € auf 1 200 € erhöht werden. Dies 
wird sich – nach entsprechender gesetzlicher Umsetzung – unmittelbar beim Lohnsteuerabzug 
auswirken. 

 

 Absenkung der Energiesteuer auf Kraftstoffe für drei Monate und Einführung eines ÖPNV-
Tickets „9 €/Monat“ für 90 Tage: Befristet für drei Monate soll die Energiesteuer auf Kraftstoffe auf 
das europäische Mindestmaß abgesenkt werden. Dabei soll sichergestellt werden, dass die 
Absenkung an die Verbraucherinnen und Verbraucher auch weitergegeben wird. 

 
Die Nutzung des ÖPNV soll für einen begrenzten Zeitraum von 90 Tagen deutlich subventioniert 
werden durch Einführung eines Tickets für 9 € pro Monat. Bei beiden Maßnahmen ist der genaue 
Zeitplan noch unklar. 

 

 Erhöhung der Pendlerpauschale für Fernpendler: Die nach derzeitigem Gesetzesstand am 
1.1.2024 anstehende Erhöhung der Pauschale für Fernpendler (ab dem 21. Kilometer) sowie der 
Mobilitätsprämie soll vorgezogen werden. Sie soll damit rückwirkend ab dem 1.1.2022 0,38 € ab dem 
21. Kilometer betragen. Für die ersten 20 Kilometer gilt weiterhin die Pauschale von 0,30 €. 
Steuerlich auswirken würde sich dies im Grundsatz erst bei der Einkommensteuererklärung für 2022, 
ggf. bei der Lohnsteuer bereits dann, wenn ein entsprechender Freibetrag beantragt wird. 

 
Hinweis: 

 
Die Bundesregierung hat weiter angekündigt, dass noch in dieser Legislaturperiode eine Neuordnung der 
Pendlerpauschale erfolgen soll, die ökologisch-soziale Belange der Mobilität besser berücksichtigt. 

 

 Erhöhung des Grundfreibetrags: Der Grundfreibetrag bei der Einkommensteuer soll von derzeit 
9 984 € um 363 € auf 10 347 € angehoben werden, rückwirkend ab dem 1.1.2022. Auch diese 
Entlastung wird sich unmittelbar beim Lohnsteuerabzug auswirken. 

 

 Einführung eines Corona-Zuschusses: Erwachsene Beziehende von existenzsichernden 
Leistungen sollen mit einer Einmalzahlung in Höhe von 200 € unterstützt werden. Davon sollen 
insbesondere diejenigen profitieren, die Arbeitslosengeld II oder Grundsicherung erhalten. Ab dem 
1.1.2023 sollen die Regelbedarfe an die gestiegenen Energiekosten angepasst werden. 

 

 Familienzuschuss: Ergänzend zum Kindergeld wird ein Einmalbonus i.H.v. 100 € über die 
Familienkassen ausbezahlt. Der Bonus wird auf den Kinderfreibetrag angerechnet. 

 

 Sofortzuschlag für von Armut betroffene Kinder: Der im Koalitionsvertrag vereinbarte 
Sofortzuschlag für von Armut betroffene Kinder soll zum 1.7.2022 umgesetzt werden. Er soll in Höhe 
von 20 € pro Monat bis zur Einführung der Kindergrundsicherung denjenigen Kindern helfen, die 
besondere finanzielle Unterstützung brauchen. 

 

 Erhöhung des Mindestlohns: Es wurde ein Gesetzentwurf in das parlamentarische Verfahren 
eingebracht, mit dem die zum 1.10.2022 vorgesehene Erhöhung des Mindestlohns umgesetzt 
werden soll. 

 

 Corona-Bonus für Mitarbeiter in der Pflege: Mit dem Vierten Corona-Steuerhilfegesetz sollen 
Pflegeprämien für Mitarbeiter in der Pflege, die auf Grund bundes- oder landesrechtlicher 
Regelungen gewährt wurden, bis zu einer Höhe von insgesamt 3 000 € steuerfrei gestellt werden. 
Das betrifft Mitarbeiter, die in Krankenhäusern, Pflegeheimen und ambulanten Pflegediensten tätig 
sind. Diese Steuerfreiheit soll rückwirkend gelten für Prämien, die ab dem 18.11.2021 ausgezahlt 
wurden. 

 

 Verlängerung des Kurzarbeitergeldes: Bereits in der gesetzlichen Umsetzung ist die Verlängerung 
der an sich zum 31.3.2022 auslaufenden Sonderregelungen beim Kurzarbeitergeld bis zum 
30.6.2022 (Höchstdauer von bisher 24 Monaten auf 28 Monate, Regelungen zu den erhöhten 
Leistungssätzen bei längerer Kurzarbeit, Anrechnungsfreiheit von Mini-Jobs, 
Zugangserleichterungen). Parallel soll die Steuerbefreiung für Zuschüsse zum Kurzarbeitergeld 
(freiwillige Aufstockungen des Arbeitsgebers) bis zum 30.6.2022 verlängert werden. 

 



 Weitere steuerliche Entlastungen mit dem Vierten Corona-Steuerhilfegesetz: Mit dem Vierten 

Steuerhilfegesetz sind verschiedene punktuelle steuerliche Entlastungen vorgesehen. So soll die 
Home-Office-Pauschale von bis zu 600 € jährlich auch in 2022 gelten, die degressive 
Abschreibung für Investitionen in bewegliche Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens wird auch für 
Anschaffungen in 2022 gewährt. 

 
Hinweis: 

 
Sämtliche steuerlichen Maßnahmen bedürfen noch der Umsetzung, so dass Änderungen nicht ausgeschlossen 
werden können, insbesondere der zeitliche Fahrplan ist teilweise noch unklar. Daher ist das weitere 
Gesetzgebungsverfahren zu beobachten. 

2. Steuerliche Maßnahmen zur Unterstützung der vom Krieg in der Ukraine 
Geschädigten 

Die FinVerw hat mit Schreiben vom 17.3.2022 steuerliche Erleichterungen und Billigkeitsregelungen im 
Hinblick auf Maßnahmen zur Unterstützung der vom Krieg in der Ukraine Geschädigten bekannt 
gegeben. Diese gelten für die nachfolgenden Maßnahmen, die vom 24.2.2022 bis zum 31.12.2022 
durchgeführt werden. Hinzuweisen ist auf folgende Aspekte: 
 
Spenden: 
 

 Statt einer Zuwendungsbestätigung genügt als Nachweis der Bareinzahlungsbeleg oder die 
Buchungsbestätigung eines Kreditinstituts (z.B. Kontoauszug, Lastschrifteinzugsbeleg oder PC-
Ausdruck bei Online-Banking) für die Zuwendungen, die bis zum 31.12.2022 zur Unterstützung der 
vom Krieg in der Ukraine Geschädigten auf ein dafür eingerichtetes Sonderkonto einer inländischen 
juristischen Person des öffentlichen Rechts bzw. eine inländische öffentliche Dienststelle eingezahlt 
werden. 

 

 Ruft eine steuerbegünstigte Körperschaft, die nach ihrer Satzung keine hier in Betracht kommenden 
Zwecke verfolgt, wie insbesondere mildtätige Zwecke (z.B. Sportverein, Musikverein, 
Kleingartenverein oder Brauchtumsverein), zu Spenden zur Unterstützung der vom Krieg in der 
Ukraine Geschädigten auf und kann sie die Spenden nicht satzungsgemäß verwenden, ist dies 
unschädlich für die Steuerbegünstigung. Bei vom Krieg in der Ukraine Geschädigten kann zudem 
auf den Nachweis der Hilfebedürftigkeit verzichtet werden. Es ist ferner unschädlich, wenn die 
Spenden z.B. entweder an eine steuerbegünstigte Körperschaft, die mildtätige Zwecke verfolgt, oder 
an eine inländische juristische Person des öffentlichen Rechts usw. zur Unterstützung der vom Krieg 
in der Ukraine Geschädigten weitergeleitet werden. Die steuerbegünstigte Einrichtung, die die 
Spenden gesammelt hat, muss entsprechende Zuwendungsbestätigungen für Spenden 
bescheinigen, die sie für die Unterstützung der vom Krieg in der Ukraine Geschädigten erhält und 
verwendet. Auf die Sonderaktion ist in der Zuwendungsbestätigung hinzuweisen. 

 
Maßnahmen steuerbegünstigter Körperschaften zur Unterstützung der vom Krieg in der Ukraine 
Geschädigten: 
 

 Neben der Verwendung der eingeworbenen Spendenmittel ist es ausnahmsweise auch unschädlich 
für die Steuerbegünstigung der Körperschaft, wenn sie sonstige bei ihr vorhandene Mittel, die keiner 
anderweitigen Bindungswirkung unterliegen, ohne Änderung der Satzung zur unmittelbaren 
Unterstützung der vom Krieg in der Ukraine Geschädigten einsetzt. Gleiches gilt für die Überlassung 
von Personal und von Räumlichkeiten. 

 
Hinweis: 

 
Insbesondere gemeinnützige Organisationen müssen in diesen Konstellationen sehr sorgsam vorgehen, damit die 
Gemeinnützigkeit nicht in Gefahr gerät. Im Zweifel sollte steuerlicher Rat eingeholt werden. 

 

 Stellen steuerbegünstigte Körperschaften entgeltlich Personal, Räumlichkeiten, Sachmittel oder 
andere Leistungen in Bereichen zur Verfügung, die für die Bewältigung der Auswirkungen und 
Folgen des Krieges in der Ukraine notwendig sind, wird es nicht beanstandet, wenn diese 
Betätigungen sowohl ertragsteuerlich als auch umsatzsteuerlich dem Zweckbetrieb zugeordnet 
werden. 

 

 Die umsatzsteuerbaren Überlassungen von Sachmitteln und Räumen sowie von Personal können 
unter Zuordnung zu anderen Steuerbefreiungstatbeständen umsatzsteuerfrei sein. 



 
Vorübergehende Unterbringung von Kriegsflüchtlingen aus der Ukraine: 
 

 Einrichtungen steuerbegünstigter Körperschaften, die ausschließlich dem satzungsmäßigen Zweck 
der Körperschaft dienen, können steuerunschädlich für eine vorübergehende Unterbringung von 
Flüchtlingen genutzt werden. 

 

 Die vorübergehende Unterbringung in zum Vermögensbereich einer juristischen Person des 
öffentlichen Rechts gehörenden Einrichtungen (z.B. einer Stadt oder Gemeinde) ist stets dem 
steuerlich nicht relevanten Bereich zuzuordnen (hoheitlicher Bereich). 

 

 Die vorübergehende Nutzung von zu einem Betrieb gewerblicher Art gehörenden Betriebsvermögen 
zu Gunsten der vom Krieg in der Ukraine Geschädigten führt aus Billigkeitsgründen nicht zu einer 
gewinnwirksamen Überführung ins Hoheitsvermögen und somit nicht zur Aufgabe des Betriebes 
gewerblicher Art. In dieser Zeit wird die Besteuerung für diesen Betrieb gewerblicher Art vollständig 
ausgesetzt. 

 

 Bei Nutzungsänderungen von Räumlichkeiten von Unternehmen der öffentlichen Hand wird aus 
Billigkeitsgründen von der Besteuerung einer unentgeltlichen Wertabgabe und einer 
Vorsteuerkorrektur abgesehen, wenn und soweit der Sachverhalt in einer unentgeltlichen Nutzung 
zur Bewältigung der Auswirkungen und Folgen des Kriegs in der Ukraine begründet ist. 

 
Hinweis: 

 
Dies sollte ausreichend dokumentiert werden. 

 
Steuerliche Behandlung von Zuwendungen aus dem Betriebsvermögen und 
Unterstützungsleistungen durch Unternehmer: 
 

 Aufwendungen eines Unternehmers zur Unterstützung der vom Krieg in der Ukraine Geschädigten 
werden nach den Grundsätzen des Sponsoringerlasses als Betriebsausgaben anerkannt. 
Aufwendungen des sponsernden Stpfl. sind danach Betriebsausgaben, wenn der Sponsor 
wirtschaftliche Vorteile, die in der Sicherung oder Erhöhung seines unternehmerischen Ansehens 
liegen können, für sein Unternehmen erstrebt. Diese wirtschaftlichen Vorteile sind u.a. dadurch 
erreichbar, dass der Sponsor öffentlichkeitswirksam (z.B. auf Bitte um Unterstützung durch die 
Gemeinde, durch Berichterstattung in Zeitungen, Rundfunk, Fernsehen, Internet usw.) auf seine 
Leistungen aufmerksam macht. 

 

 Stellen Unternehmer unentgeltlich Gegenstände und Personal für humanitäre Zwecke an 
Hilfsorganisationen u.Ä. bereit, so kann von der Besteuerung einer unentgeltlichen Wertabgabe im 
Billigkeitswege abgesehen werden. Insoweit ergeben sich dann also keine Auswirkungen bei der 
Umsatzsteuer. Für die insoweit eingesetzten Gegenstände kann aber aus Billigkeitsgründen – unter 
den sonstigen Voraussetzungen – der Vorsteuerabzug geltend gemacht werden. Dies gilt z.B. bei 
Lebensmittelspenden oder der Spende von medizinischem Material. 

 

 Von der Besteuerung einer unentgeltlichen Wertabgabe und einer Vorsteuerkorrektur wird im 
Billigkeitswege ebenfalls abgesehen, wenn private Unternehmen Unterkünfte, die für eine 
umsatzsteuerpflichtige Verwendung vorgesehen waren (Hotelzimmer, Ferienwohnungen o.Ä.), 
unentgeltlich Personen zur Verfügung stellen, die auf Grund des Kriegs in der Ukraine geflüchtet 
sind. Bei insoweit notwendigem Bezug von Nebenleistungen wie z.B. Strom oder Wasser kann in 
diesen Fällen auch der Vorsteuerabzug – unter den sonstigen Bedingungen – geltend gemacht 
werden. 

 
Lohnsteuer: 
 

 Verzichten Arbeitnehmer auf die Auszahlung von Teilen des Arbeitslohns oder auf Teile eines 
angesammelten Wertguthabens (a) zu Gunsten einer steuerfreien Beihilfe und Unterstützung des 
Arbeitgebers an vom Krieg in der Ukraine geschädigte Arbeitnehmer des Unternehmens oder 
Arbeitnehmer von Geschäftspartnern oder (b) zu Gunsten einer Zahlung des Arbeitgebers auf ein 
Spendenkonto einer spendenempfangsberechtigten Einrichtung, bleiben diese Lohnteile bei der 
Feststellung des steuerpflichtigen Arbeitslohns außer Ansatz, wenn der Arbeitgeber die 
Verwendungsauflage erfüllt und dies dokumentiert. 

 
Hinweis: 



 
Der außer Ansatz bleibende Arbeitslohn ist im Lohnkonto aufzuzeichnen. Auf die Aufzeichnung kann verzichtet 
werden, wenn stattdessen der Arbeitnehmer seinen Verzicht schriftlich erteilt hat und diese Erklärung zum Lohnkonto 
genommen worden ist. Die steuerfrei belassenen Lohnteile dürfen in der Einkommensteuerveranlagung des 
Arbeitnehmers nicht als Spende berücksichtigt werden. 

3. Gesetzentwurf zur Neuregelung der Steuerverzinsung liegt vor 

Steuernachzahlungen und Steuererstattungen werden nach Ablauf einer gewissen Karenzzeit verzinst. 
Bislang war insoweit gesetzlich ein fester Zins von 6 % p.a. festgeschrieben. Die Höhe dieses Zinssatzes 
ist allerdings mit den verfassungsrechtlichen Vorgaben unvereinbar, wie das Bundesverfassungsgericht 
festgestellt hat. Die aktuelle gesetzliche Regelung ist daher für Verzinsungszeiträume ab 1.1.2019 nicht 
mehr anwendbar. Der Gesetzgeber muss bis Ende Juli 2022 für alle offenen Fälle eine rückwirkende 
verfassungsgemäße Neuregelung des Zinssatzes für Nachzahlungs- und Erstattungszinsen für 
Verzinsungszeiträume ab 1.1.2019 treffen. 
 
Nun wurde eine gesetzliche Neuregelung vorgelegt, die im Kern Folgendes vorsieht: 
 

 Für Verzinsungszeiträume ab 1.1.2019 ist ein Zinssatz von 0,15 % pro Monat oder 1,8 % p.a. (statt 
bislang 0,5 % pro Monat und 6 % p.a.) vorgesehen. Dies gilt gleichermaßen für Erstattungs- und 
Nachzahlungszinsen. Die Höhe des geplanten Zinssatzes wird wie folgt begründet: „Der neue 
Zinssatz für Nachzahlungs- und Erstattungszinsen orientiert sich dabei am aktuellen Basiszinssatz 
nach § 247 BGB (-0,88 % p.a.) mit einem sachgerechten Zuschlag in Höhe von rund 
2,7 Prozentpunkten. Er bleibt damit aber deutlich unterhalb des Zinssatzes für Verzugszinsen nach 
§ 288 Absatz 1 Satz 2 BGB und bildet damit einen angemessenen Mittelwert zwischen 
Guthabenzinsen und Verzugszinsen.“ 

 

 Für schon festgesetzte Guthabenzinsen von 6 % p.a. für Verzinsungszeiträume ab 1.1.2019 soll 
offenbar Vertrauensschutz gelten. Insoweit werden dann bereits festgesetzte – ggf. schon 
ausgezahlte – Erstattungszinsen nicht zu Lasten der Stpfl. herabgesetzt. 

 

 Im Grundsatz wird der Zinssatz in dieser Höhe gesetzlich verankert. Jedoch soll die Angemessenheit 
des Zinssatzes unter Berücksichtigung der Entwicklung des Basiszinssatzes nach § 247 BGB alle 
drei Jahre mit Wirkung für nachfolgende Verzinsungszeiträume gesetzlich evaluiert werden. Dies 
erstmals zum 1.1.2026. Eine Anpassung des Zinssatzes erfolgt nur, wenn der zum 1.1. des Jahres 
der Evaluation geltende Basiszinssatz um mehr als einen Prozentpunkt von dem bei der letzten 
Festlegung oder Anpassung des Zinssatzes geltenden Basiszinssatz abweicht. 

 

 „Freiwillige“ Vorauszahlungen auf noch nicht festgesetzte (aber später wirksam gewordene) 
Steuernachzahlungen zur Vermeidung der Nachzahlungszinsen werden gesetzlich geregelt. 
Insoweit kann mittels freiwilliger Vorauszahlungen eine (weitere) Verzinsung vermieden werden. 
Bislang bestand insoweit nur eine Billigkeitsregelung der FinVerw. 

 
Hinweis I: 

 
Bislang ausgebliebene Zinsfestsetzungen für Verzinsungszeiträume ab 1.1.2019 werden dann nach Inkrafttreten der 
gesetzlichen Neuregelung nachgeholt. Hierauf sollten sich Stpfl. einstellen. 
 
Hinweis II: 

 
Sind im unternehmerischen Bereich noch abzurechnende Steuernachzahlungszinsen für Verzinsungszeiträume ab 
1.1.2019 bilanziell abzubilden, so sind diese mit dem Zinssatz des nun vorliegenden Gesetzentwurfs anzusetzen. 
Soweit bereits Zinsrückstellungen passiviert wurden, sind diese auf Basis dieses Zinssatzes zu überprüfen. 

4. Meldefristen beim Transparenzregister beachten 

Bislang handelte es sich beim deutschen Transparenzregister lediglich um ein sog. Auffangregister, das 
in der Regel auf andere Register wie das Handels-, Genossenschafts- oder Partnerschaftsregister 
verweist. Für einen Großteil der deutschen Gesellschaften bestand daher im Transparenzregister selbst 
noch kein strukturierter Datensatz in einem einheitlichen Datenformat. Mit der Reform des 
Geldwäschegesetzes ist die Umstellung des Transparenzregisters in ein Vollregister mit Wirkung zum 
1.8.2021 erfolgt. Diese Umstellung ist erforderlich, damit die geplante Verknüpfung der 
Transparenzregister auf europäischer Ebene erfolgen kann. Das Gesetz hat Übergangsfristen für 
bestimmte Gesellschaften vorgesehen, welche wie folgt lauten: 
 



 Aktiengesellschaft, SE, Kommanditgesellschaft auf Aktien bis zum 31.3.2022; 
 

 Gesellschaft mit beschränkter Haftung, Genossenschaft, Europäische Genossenschaft oder 
Partnerschaft bis zum 30.6.2022; 

 

 in allen anderen Fällen (z.B. eingetragene Personengesellschaften) bis spätestens zum 
31.12.2022; 

 

 Vereine werden nach der Novelle automatisch in das Transparenzregister eingetragen. 
 
Insoweit besteht nun insbesondere für die GmbH und die Personengesellschaften Handlungsbedarf und 
die erforderlichen Daten müssen dem Transparenzregister gemeldet werden. 
 
Handlungsempfehlung: 

 
Das Transparenzregister dient der Identifizierung des bzw. der wirtschaftlich Berechtigten (Ultimate Benefical Owner 
= UBO) von juristischen Personen des Privatrechts sowie eingetragener Personengesellschaften. Die zu meldenden 
Daten sind teilweise nicht ganz einfach abzugrenzen. Daher ist eine frühzeitige Prüfung ggf. unter Hinzuziehung 
rechtlichen Rats sinnvoll, damit die Meldung zeitgerecht erfolgt. 

 
 
Mit freundlichen Grüßen 


